
Das Ende der bürgerlichen Gesellschaft 

Nach  Ende  des  Adelsfeudalismus  sollte  nach  dem  1.  Weltkrieg  eine  bürgerliche

Gesellschaft  in  Deutschland  Freiheit,  Demokratie  und  Wohlstand  bringen.  Diese

bürgerliche Gesellschaft des „Weimarer Reiches“ ist aber an den Kriegsreparationen

für  die  Siegermächte  und  dem  daraus  folgenden  Wirtschaftszusammenbruch

gescheitert.  Die  Macht  wurde  von  einer  sozialistischen  Arbeiterpartei  und  einem

Kommandosystem von herrschenden Proletariern übernommen, deren Maßlosigkeit zu

Krieg und Untergang, zu Not und Armut geführt hat. 

Nach dem 2. Weltkrieg wurde die „Bonner Republik“ bewusst wieder als bürgerliche

Gesellschaft  gegründet,  von  bürgerlichen  Regierungen  Bedingungen  für  den

Mittelstand geschaffen, die diesem einen beispiellosen Aufstieg ermöglicht haben1. 

In  West  und  Ost  konkurrierten  dann  jahrzehntelang  zwei  Systeme:  Im  Osten  der

proletarische  Kommunismus  und  Kollektivismus,  im  Westen  der  bürgerliche

Individualismus; - im Osten die proletarische Gesellschaft, im Westen die bürgerliche

Gesellschaft. 

Erst  1989  brach  das  Kollektivsystem  im  Osten  zusammen  und  konnte  sich  dort

langsam und unter Schwierigkeiten wieder eine bürgerliche Gesellschaft entwickeln.

Die  bürgerliche  Gesellschaft  galt  und  gilt  seitdem  als  Gesellschaft  persönlich

selbstbestimmter,  souveräner  Menschen,  die  zum  eigenen  Wohl  arbeiten  und  in

welcher nicht öffentliche Amateurunternehmer nach Kollektivvorschriften produzieren,

sondern  private  Unternehmer  in  ihren  eigenen  freien  Unternehmen  in

marktwirtschaftlicher Wettbewerbsfreiheit. 

Diese  bürgerliche  marktwirtschaftliche  Wirtschaftsordnung  war  die  erfolgreichste

überall  in  der  Welt  und  hat  auch  bei  uns  das  Wirtschaftswunder  und  unseren

Wohlstand gebracht. 

1 Vor allem Ludwig Erhards Steuerfreiheit des im Unternehmen verbleibenden Gewinns. Als Gewinn 
wurde nur versteuert, was der Unternehmer herausnahm. 
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Seit  1968  haben  aber  sozialistische  Ideologen  entdeckt,  dass  der  Wohlstand  in

Deutschland  „ungerecht“  verteilt  sei,  dass  fleißige  und  tüchtige  Menschen

wohlhabender geworden seien als andere, die aus welchen Gründen auch immer, in

ihrer Leistung zurückgeblieben oder nichts geleistet haben. 

Seitdem wurde unter dem Schlachtruf angeblicher „sozialer Gerechtigkeit“ nicht mehr

nur die Gleichheit der Startchancen, sondern „gleiche Teilhabe“, gleiches Ergebnis für

alle an unserem wirtschaftlichen Wohlstand gefordert. 

Der Angriff richtete sich nicht gegen die Konzerne, deren Eigentümer zu 70 % ohnehin

im Ausland sitzen und dort die Gewinne kassieren, sondern gegen den einheimischen

Mittelstand, der nicht mit seinen Gewinnen ins Ausland flüchten kann und dem schon

das  „Besserverdienen“  aus  seiner  Mehrleistung  mit  den  höchsten  Steuern  und

Sozialabgaben  der  Welt  abgesteuert  wird.  Eine  wachsende  Armee  von

Sozialfunktionären  entdeckt  dafür  immer  mehr  Bevölkerungsgruppen,  die  „sozial

benachteiligt“  seien,  jedenfalls  noch  sozial  betreut  werden  könnten  und  importiert

zusätzlich  Millionen  von  Armen  und  Gescheiterten  aus  der  Welt,  um  das

Sozialpotenzial zum eigenen Nutzen zu vergrößern. 

So  werden  die  Abgaben  der  Leistungsträger  immer  größer  und  die  Zahl  der

produktiven Leistungsträger immer geringer,  während die Zahl  der Leistungsnehmer

dramatisch steigt und ihre Sozialansprüche ebenfalls. 

Aus der bürgerlichen Gesellschaft mit der Hälfte Mittelstand in Deutschland 2 wird so

wieder eine dominierend proletarische Sozial- und Transferleistungsgesellschaft. 

Die Mehrheit lebt längst von einer Minderheit: 34 % Unternehmer und ihre produktiven

Mitarbeiter müssen auf dem Markt nicht nur ihren eigenen Lebensunterhalt und den für

ihre  Angehörigen  verdienen,  sondern  mit  ihren  Zwangsabgaben  für  Staat  und

öffentliche  Sozialorganisationen  auch  den  Lebensunterhalt  für  weitere  zwei  Drittel

unserer Bevölkerung (allerdings eingeschlossen der Angehörigen)3. 

Dass die immer kleiner werdende produktive Minderheit bisher noch ausgereicht hat,

um die wachsende unproduktive Mehrheit  zu finanzieren, hängt  mit  der Möglichkeit
2 Vgl. Hamer/Jörgens „Wer ist Mittelstand?“, Hannover 2022, S. 90 ff. und 114 ff.
3 Vgl. Hamer Eberhard u. Imke „Mittelstand unter lauter Räubern“, S. 19
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hemmungsloser öffentlicher  Verschuldung zusammen. Weil  schon jetzt  Steuern und

Sozialabgaben  des  fleißigen  Mittelstandes  nicht  mehr  ausreichen,  werden  die

Sozialleistungen und Staatszwecke eben mit wachsenden Krediten finanziert, werden

diese Schulden sogar betrügerisch als „Vermögensfonds“ bezeichnet,  so dass mehr

ausgegeben werden kann als eingenommen wird.

Die  hemmungslos  wachsende  Verschuldung  der  Sozialfinanzierung  brachte  das

Märchen  vom  „reichen  Land“,  welches  nicht  nur  wachsende  Millionen  von

arbeitsunfähigen  und  -unwilligen  Immigranten  bezahlen  könne,  sondern  auch  die

Haftung  für  Billionen  Schulden  der  EU  übernehmen,  sich  als  Hauptzahler  der

internationalen  Organisationen  vordrängen  und  sogar  den  Ukraine-Krieg  als

zweitgrößter  Zahler  mitfinanzieren  kann.  Geld  ist  genug  da.  Man  muss  nur  mehr

Kredite schaffen!

Schon in der Schule lernen die jungen Menschen, dass es nicht mehr auf Leistung,

sondern auf Gender, Sozialerziehung und Spaß im Leben ankomme. Bei abnehmender

Durchschnittsintelligenz steigen die  Schulnoten und Abiturientenquoten (über  50 %)

sowie die Studentenquoten auf Kosten der praktischen Ausbildung (2,9 Mio. Studenten,

1,3 Mio. Auszubildende). Das Gros der Studenten drängt allerdings in die nutzlosen

„Ogen“-Fächer von Gender-Wissenschaft, Ökologie, Politologie u.a. 

40 % der Studenten scheitern trotzdem und können dann nur noch einen Aufstieg als

halbgebildete Politschwätzer in politische Führungspositionen machen. 

So wird nun auch in Deutschland eine „Transformation“ unserer Gesellschaft mit einer

politisch durch Massenimmigration und Verproletarisierung gestärkten Unterschicht und

einer  sich  auszehrenden  bürgerlichen  Mittelschicht  betrieben.  Für  „Ökologie  statt

Ökonomie“ werden die Energie- und Rohstoffgrundlagen der Wirtschaft verteuert, mit

Verboten  ganze  Wirtschaftszweige  zu  unrentablen  Umstellungen  getrieben,  eine

wachsende Bürokratie zur ökologischen Erziehung und Kontrolle aller Lebensbereiche

geschaffen,  die  Medien  wieder  zu  ideologischer  Erziehung  und  Hass-Propaganda

missbraucht und die bürgerlichen Werte von Fleiß, Anstand, Sparsamkeit, Familie, Volk

und Heimat als rechtsradikal diffamiert und wieder für Krieg statt für Frieden gekämpft. 
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Wir sollen also wieder einmal nicht mehr unser eigenes Leben bestimmen, für unseren

eigenen Wohlstand, für unsere Kinder, unsere Familie, unsere persönlichen Wünsche

da sein, sondern zum Kollektivzweck des Klimawandels, der Arten- und Weltenrettung

dienen,  deren  unbewiesenes  Ende  die  grünen  Ideologen  verkünden.  Dabei  folgen

ihnen  nicht  nur  die  Staatsdiener  in  Bürokratie,  Schulen,  Sozialorganisationen  und

Medien, sondern sogar die Kirchen, welche ebenfalls nicht mehr gläubige Zuversicht

an Gott, sondern Angst vor dem grünen Weltenende predigen.

Je mehr eine ideologische Politik durch Zwang ihre kollektiven Ziele durchsetzt, desto

mehr  werden  die  bürgerlichen  Lebensvoraussetzungen  von  individueller  Freiheit,

Selbstverantwortung und Leistung zum Nutzen der Ideologie unterdrückt. 

Noch nie war die Zukunftsangst im Mittelstand so groß wie heute, noch nie – nicht

einmal unter Hitler – gab es in Deutschland eine so wirtschaftsfeindliche Politik, welche

dem selbständigen Mittelstand keine Chance des Überlebens mehr lässt.

Das Mittelstandsinstitut Niedersachsen schätzt, dass in den nächsten drei Jahren mehr

als eine Million Unternehmer in Deutschland aufgeben müssen. Stirbt der Mittelstand,

sterben aber auch Arbeitsplätze, Produktion, Sozialprodukt und Wohlstand – und die

bürgerliche Gesellschaft. 

Nie hätte der Autor gedacht, dass eine demokratisch gewählte Regierung vorsätzlich

den von der Davos-Bande vorgegebenen „Great Reset“  erzwingen würde, dass wir

wieder aus einer bürgerlichen zu einer ideologisch gesteuerten Unterschichtengesell-

schaft  umgesteuert würden. Der Ersatz von Leistung durch Ideologie musste in der

Geschichte immer mit Armut bezahlt werden, wie wir Deutschen noch vor 80 Jahren

bitter  erfahren  haben.  Unterschichtenherrschaft  hat  immer  nur  den  Ideologie-

funktionären genutzt,  aber  nie  dem Volk,  am wenigsten dem selbstverantwortlichen

Mittelstand. Wie Anfang der 1930er Jahre werden wir wohl auch Ende dieser 2020er

Jahre  wieder  eine  dominant  proletarische  Gesellschaft  und  proletarische  Diktatur

haben und unserer bürgerlichen Gesellschaft mit ihrer individuellen Handlungsfreiheit,

Selbstverantwortung und ihrem Wohlstand nachtrauern. 

Prof. Dr. Eberhard Hamer 

Mittelstandsinstitut Niedersachsen e.V.
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